
„Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete/ 
Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter, 
 
 
als Gleichstellungsbeauftragte der Gemeinde/Stadt  X komme ich mit einem wichtigen Anliegen auf Sie zu 
und bin Ihnen für Ihre Unterstützung in dieser Sache dankbar. 
 
Das Niedersächsische Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung (MS) hat einen 
Gesetzentwurf zur Neufassung des Niedersächsischen Gleichberechtigungsgesetzes (NGG) vorgelegt. Die 
Beratung in den Gremien des Landtags steht nach meinem Kenntnisstand in Kürze bevor. 
Ich wende mich mit diesem Schreiben daher im Vorfeld der parlamentarischen Beratung an Sie und bitte 
Sie, sich im Rahmen Ihrer Möglichkeiten, für die Umsetzung des Verfassungsauftrages des Grundgesetzes 
einzusetzen und damit die Wünsche vieler Frauen aus Ihrem Wahlkreis in die Beratung einzubringen.  
 
Ich weiß, dass auf kommunaler Ebene viele Bedenken geäußert werden. Allerdings kann ich aus der Praxis 
berichten, dass vieles davon einem Realitätscheck nicht standhält.  
 
Oft wird vordergründig gegen den bürokratischen Aufwand argumentiert. Allerdings erfordern alle 
Gesetze und Grundrechte Regeln zur Umsetzung. Gegen die Versammlungsfreiheit, die den Kommunen 
sehr viel „Bürokratie“ beschert, wird nicht einmal annähernd im gleichen Maße argumentiert. Es gilt die 
verfassungsrechtliche Pflicht zur Umsetzung der Frauenförderung wie auch der Versammlungsfreiheit für 
öffentliche Kommunen.  
 
Die kommunalen Unternehmen verteidigen eine wohl bislang praktizierte doppelte Privilegierung, als 
öffentliche Unternehmen einerseits und doch frei von den rechtlichen Bindungen und öffentlichen 
Aufgaben aus dem Verfassungsauftrag des Grundgesetzes. Hier stellt sich die Frage, ob ihnen dies einen 
erheblichen ungerechtfertigten Wettbewerbsvorteil verschaffen könnte. Der öffentliche Dienst darf 
sich nicht durch Tätigkeiten in Privatrechtsform seinen grundrechtlichen Bindungen entziehen, und dazu 
gehört auch das subjektive Recht auf Gleichstellung. 
 
Natürlich müssen wir immer wieder überprüfen, ob die verschiedenen Maßnahmen effektiv sind. Ihre 
rechtliche Zulässigkeit dagegen ist seit Jahren anerkannt. Die Definition der strukturellen Benachteiligung 
von Frauen (§3 Abs. 8) als durchgängiges Prinzip im Gesetz führt zu Klarheit und stärkt den Gedanken der 
Frauenförderung. Denn noch immer sind Frauen struktureller Diskriminierung ausgesetzt. Wir sehen 
hingegen einen Bürokratieabbau, da eine zahlenmäßige Unterrepräsentanz von Männern nicht mehr 
berücksichtigt werden muss.  
 
Auch wenn mittlerweile viele Frauen im öffentlichen Dienst arbeiten, so zeigen die 
Gleichstellungsberichte der Kommunen doch deutlich: viele Frauen arbeiten an der Basis, viele Männer an 
der Spitze. Von einer erreichten Gleichstellung sind wir weit entfernt.  
  

Einige Darstellungen in der Berichterstattung über Neuerungen sind bereits jetzt gelebte Praxis:  
In der Kritik steht vor allem die Verschärfung der Vorgabe, dass bei gleicher Eignung, Befähigung und 
Leistung die weibliche Kandidatin gegenüber männlichen Bewerbern den Vorzug genießen muss. Dies 
gilt nur, wenn eine Unterrepräsentanz besteht. Das war bisher nicht verpflichtend formuliert. In vielen 
Kommune ist dies aber bereits gelebte Praxis. Allerdings können die meisten Gleichstellungsbeauftragten 
an einer Hand abzählen, wie oft diese Situation in der Realität eintritt: nach unserer Umfrage liegt der 
Wert unter 1%. Außerdem darf die Gleichstellungsbeauftragte bei Unterrepräsentanz bereits jetzt eine 
zweite Ausschreibung oder eine Verlängerung verlangen: Auch hier liegt der Wert bei 1-2% der Verfahren 
im Jahr.  
 
Nimmt die Kommune den Verfassungsauftrag ernst, sollte sich dies eigentlich in diesen wenigen Fällen 
von selbst verstehen. Von einer überbordenden Bürokratie können wir in der Praxis wirklich nicht 
sprechen. 

 



Nach meiner Einschätzung aus der täglichen kommunalen Gleichstellungsarbeit finde ich: Das Gesetz 
bringt einige Klarstellungen, die dem Verfassungsauftrag des Grundgesetzes und der aktuellsten 
Rechtsprechung entsprechen. Und dies gilt nun auch für die Tochterunternehmen, das war überfällig 
- denn auch für sie gilt der Verfassungsauftrag.  
 
Da es weiterhin keine Sanktionen gibt, hängt eine Veränderung in Richtung Gleichstellung vom 
Willen von Verwaltung und Politik vor Ort ab. Die kommunale Gleichstellungsbeauftragte kann 
weiterhin Vorschläge machen und Entscheidungen anmahnen - mehr nicht! 
 
Die Berichterstattung betont einen bürokratischen Aufwand, der in der Praxis nicht zu erwarten 
ist.   
 
Ich hoffe diese praktische Einschätzung und die Zusammenfassung in unserem Factsheet trägt zu 
einer Versachlichung der Debatte bei.  
 
Als Ansprechpartnerin stehe ich gerne zur Verfügung.  
 
 
Herzliche Grüße“ 
 


